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Guten Tag, 

folgende Themen finden Sie in dieser Ausgabe: 
 
§ Qualifizierung von Einkünften aus der Vermietung und Veräußerung 

von Containern im Rahmen eines Investments 
§ Verdeckten Gewinnausschüttung bei Alleingesellschafter-Geschäfts-

führer trotz Privatnutzungs-verbots eines betrieblichen Pkw 
§ Zurückgezahlte Erstattungszinsen als negative Einnahmen aus Kapi-

talvermögen 
§ Weihnachtsfeier als umsatzsteuerliche Steuerfalle 
§ Abzug der Einfuhrumsatzsteuer als Vorsteuer 
§ Umfang der erbschaftsteuerlichen Befreiung eines Familienheims 
§ Keine Änderung nach § 173a AO bei fehlerhaftem Datenimport ins 

ELSTER-Portal 
§ Berufsausbildungskosten absetzen? 
§ Übungsleiterfreibetrag und Ehrenamtspauschale 
§ Verhältnis Übungsleiterfreibetrag und Ehrenamtspauschale 
§ Gesetzlicher Mindestlohn 2024 
§ Bewirtung von Arbeitnehmern 
§ Nachweisgesetz 2022 – neue Pflichten für den Arbeitgeber seit  

1. August 2022 
§ PV-Anlagen und Umsatzsteuer 
§ Das MoPeG tritt zum 01.01.2024 in Kraft 
§ Offenlegungspflicht bei Kapitalgesellschaften 

Mindestordnungsgeld 
§ Meldepflichten zum Transparenzregister  
§ Sie arbeiten noch mit Papier? 
§ Ermäßigte Umsatzsteuer in der Gastronomie endet zum 31.12.2023  
§ Hinweisgeberschutz 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Qualifizierung von Einkünften aus der 
Vermietung und Veräußerung von Contai-
nern im Rahmen eines Investments 
Die Finanzbehörde hat im Streitfall die Ver-
mietung und beabsichtigte Veräußerung der 
Container durch den Kläger zu Unrecht nicht 
als gewerblich eingestuft. Die vom Kläger be-
absichtigten Aktivitäten in Form des An- und 
Verkaufs sowie der Vermietung von Contai-
nern überschritten den Rahmen privater Ver-
mögensverwaltung und erfüllten die Voraus-
setzungen eines Gewerbebetriebs. 
Das Finanzgericht Düsseldorf wies darauf hin, 
dass solche besonderen Umstände, die zum 
Überschreiten der privaten Vermögensver-
waltung führen, der Bundes- 
finanzhof annimmt, wenn die Vermietungstä-
tigkeit mit dem An- und Verkauf der beweg-
lichen Wirtschafts-güter aufgrund eines ein-
heitlichen Geschäftskonzepts zu einer ein-
heitlichen Tätigkeit verklammert ist. Hierfür ist 
wiederum erforderlich, dass sich die (kurzfris-
tige) Vermietung der beweglichen Wirt-
schaftsgüter und deren Veräußerung derart 
bedingen, dass die Veräußerung erforderlich 
ist, um überhaupt einen Gewinn zu erzielen. 
Das Geschäftskonzept muss darauf gerichtet 
sein, dass sich erst durch die Erzielung eines 
Veräußerungserlöses bei Verkauf der vermie-
teten Wirtschaftsgüter der angestrebte Total-
gewinn erzielen lässt. Ob diese Vorausset-
zung gegeben ist, hängt von einer Würdi-
gung der Umstände des Einzelfalls ab.  

Verdeckten Gewinnausschüttung bei Al-
leingesellschafter-Geschäftsführer trotz 
Privatnutzungs-verbots eines betriebli-
chen Pkw 
Bei einem Allein-
gesellschafter-
Geschäftsführer 
kann selbst dann 
ein zu einer ver-
deckten Gewinn-
ausschüttung 
(vGA) führender 
Anscheinsbeweis für die Privatnutzung eines 
von der GmbH überlassenen Pkw vorliegen, 
wenn im Anstellungsvertrag ein Privatnut-
zungsverbot vereinbart wurde. Die verdeckte 
Gewinnausschüttung ist auf Ebene der 

Gesellschaft jedoch nicht nach der 1%-Rege-
lung, sondern nach Fremdvergleichsgrund-
sätzen zu bewerten. So entschied das Finanz-
gericht Münster. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs spricht die allgemeine Lebenserfahrung 
dafür, dass ein einem Gesellschafter-Ge-
schäftsführer von der Gesellschaft zur Nut-
zung überlassenes betriebliches Fahrzeug 
auch privat genutzt wird. Dies gilt auch bei ei-
nem Privatnutzungsverbot, wenn keine orga-
nisatorischen Maßnahmen getroffen würden, 
die eine private Nutzung ausschließen. Für 
den Anscheinsbeweis spricht, dass ein Privat-
nutzungsverbot wegen des fehlenden Inte-
ressengegensatzes keine gesellschaftsrechtli-
chen oder arbeitsrechtlichen Konsequenzen 
nach sich zieht. Es kann daher nicht ohne Wei-
teres unterstellt werden, dass der Geschäfts-
führer sich tatsächlich an das Verbot hält. Die 
Klägerin hat den Anscheinsbeweis nicht ent-
kräftet. Sie hat es versäumt, Beweisvorsorge 
etwa durch die Führung eines Fahrtenbuches 
oder sonstige Aufzeichnungen zu treffen. Zur 
tatsächlichen Durchführung der Vereinba-
rung, wonach das betriebliche Fahrzeug nach 
Geschäftsschluss auf dem Firmengelände ab-
zustellen ist, hat die Klägerin keine Belege 
vorgelegt. Da der aufgrund des Anscheinsbe-
weises anzunehmenden Privatnutzung keine 
Überlassungsvereinbarung zugrunde lag, 
führt diese nicht zu Arbeitslohn, sondern zu 
einer verdeckten Gewinnausschüttung. 
Diese ist allerdings - entgegen der Auffas-
sung des Finanzamts - nicht anhand der 1 %-
Regelung zu bewerten, da dieser lohnsteuer-
rechtliche Wert für die Bewertung einer ver-
deckten Gewinnausschüttung nicht gilt. Der 
Wert ist vielmehr nach Fremdvergleichsmaß-
stäben zu schätzen. Bei der Berechnung hat 
das Gericht einen Gewinnaufschlag von 5 % 
auf die Fahrzeugkosten vorgenommen und 
die Privatnutzung mit 50 % angesetzt. Das 
Gericht hat ebenfalls die Sonderabschreibung 
für das neu angeschaffte Fahrzeug versagt, da 
dieses nicht zu mindestens 90 % betrieblich 
genutzt worden ist. Die Klägerin hat ihrem 
Geschäftsführer das Fahrzeug gerade nicht 
betrieblich im Rahmen des Anstellungsver-
trags überlassen, sondern im Rahmen einer 
verdeckten Gewinnausschüttung. Dies stellt 
keine betriebliche Nutzung i. S. v. § 7g EStG 
dar. 
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Zurückgezahlte Erstattungszinsen als ne-
gative Einnahmen aus Kapitalvermögen 
Wenn Erstattungszinsen zur Einkommens-
teuer zugunsten des Steuerpflichtigen festge-
setzt und an ihn ausgezahlt werden und der 
Steuerpflichtige diese Zinsen aufgrund einer 
erneuten Zinsfestsetzung an das  
Finanzamt zurückzahlt, kann die Rückzahlung 
zu negativen Einnahmen aus Kapitalvermö-
gen führen. So entschied der Bundesfinanz-
hof. 
Das Entstehen negativer Einnahmen setzt vo-
raus, dass die vom Steuerpflichtigen aufgrund 
der erneuten Zinsfestsetzung zu zahlenden 
Zinsen auf denselben Unterschiedsbetrag 
und denselben Verzinsungszeitraum entfallen 
wie die aufgrund der früheren Zinsfestset-
zung erhaltenen Erstattungszinsen. 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Weihnachtsfeier als umsatzsteuerliche 
Steuerfalle 
Betriebsveranstaltungen, wie z. B. anstehende 
Weihnachtsfeiern, sind lohnsteuerlich wei-
testgehend kodifiziert. Leider gilt dies nicht 
bei der Umsatzsteuer, da es dort an einer kon-
kreten gesetzlichen Norm fehlt. Bei der un-
entgeltlichen Erbringung einer anderen sons- 
tigen Leistung durch einen Unternehmer für 
den privaten Bedarf seines Personals handelt 
es sich nach § 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG, mit Aus-
nahme bei Aufmerksam-keiten, um eine der 
sonstigen Leistung gegen Entgelt gleichge-
stellte Leistung, die im Inland steuerbar ist. 
Nicht steuerbar dagegen sind Leistungen, die 
über-wiegend durch das betriebliche Inte-
resse des Arbeit-gebers veranlasst sind. Die 
Finanzverwaltung vertritt dabei die Ansicht, 
dass Zuwendungen im „üblichen“ Rahmen bis 
zu einer Höhe von 110 Euro einschließlich 
Umsatzsteuer je Arbeitnehmer und Betriebs-
veranstaltung bei bis zu zwei Betriebsveran-
staltungen im Jahr der Fall anzunehmen sind.  
Mit Urteil vom 10.05.2023 behandelt der BFH 
den Betrag von 110 Euro aus umsatz-steuer-
licher Sicht als eine Freigrenze. Die Folge ist: 
Beabsichtigt der Unternehmer bereits bei 
Leistungsbezug, die bezogene Leistung aus-
schließlich und unmittelbar für unentgeltliche 
Wertabgaben i. S. des § 3 Abs. 9a UStG zu ver-
wenden, ist er nicht zum Vorsteuerabzug 

berechtigt. 
Des Weiteren folgt hieraus, dass der Unter-
nehmer eine gleichgestellte sonstige Leistung 
i. S. des § 3 Abs. 9a UStG umsatzversteuern 
muss, obwohl kein Vorsteuerabzug besteht. 

Hinweis 
Die Bundesregierung plant, den Freibetrag 
von 110 Euro auf 150 Euro anzuheben. 

Abzug der Einfuhrumsatzsteuer als Vor-
steuer 
Die Einfuhr erfordert für das Unternehmen 
eine Verwendung des eingeführten Gegen-
standes für Zwecke der besteuerten Umsätze 
des Unternehmers. Dies setzt voraus, dass er 
den Gegenstand selbst und damit dessen 
Wert für diese Umsätze verwendet. Wenn der 
Unternehmer in Bezug auf den eingeführten 
Gegenstand lediglich eine Verzollungs- oder 
eine Beförderungsdienstleistung erbringt, 
steht ihm daher kein Abzugsrecht der Ein-
fuhrumsatzsteuer zu. 
Damit bestätigte der Bundesfinanzhof die 
Entscheidung des Finanzgerichts Hamburg. 
Ein Steuerpflichtiger, der als indirekter Vertre-
ter eine Zollanmeldung abgibt und dessen 
Tätigkeit sich im Zusammenhang mit der Ein-
fuhr der Waren auf die Übernahme der Zoll-
formalitäten beschränkt, kann die von ihm 
gezahlte Einfuhrumsatzsteuer allenfalls dann 
als Vorsteuer abziehen, wenn ein unmittelba-
rer und direkter Zusammenhang mit be-
stimmten Ausgangsumsätzen bzw. mit der 
wirtschaftlichen Gesamttätigkeit des Steuer-
pflichtigen nachgewiesen wird. Ein etwaiger 
Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Ge-
samttätigkeit wird jedenfalls durch den Zu-
sammenhang der Einfuhrumsatzsteuer mit 
dem bestimmten Ausgangs- 
umsatz des ausländischen Lieferers ver-
drängt. 

Für Erbschaftsteuerpflichtige 

Umfang der erbschaftsteuerlichen Befrei-
ung eines Familienheims 
Unter den Voraussetzungen von § 13 Abs. 1 
Nr. 4c Erbschaftsteuergesetz (ErbStG) ist der 
Übergang der selbstbewohnten Immobilie 
(sog. Familienheim) von der Erbschaftsteuer 



Dezember 2023 – Monatsinformation 
 

4 

befreit. Das Niedersächsische Finanzgericht 
entschied zum Umfang der Steuerbefreiung, 
dass nur die Grundfläche des mit dem Fami-
lienheim bebauten Flurstücks (oder bei grö-
ßeren Flur- 
stücken eine angemessene Zubehörfläche) 
nach § 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG von der Erb-
schaftsteuer befreit ist. 
Der Kläger erwarb durch Erbschaft sechs Flur-
stücke. Fünf dieser Flurstücke waren (§ 890 
BGB) zusammengefasst als ein Grundstück im 
Grundbuch vereinigt. Im Streitfall gab es die 
Besonderheit, dass das für die Bewertung zu-
ständige Finanzamt drei der fünf im Grund-
buch vereinigten Flurstücke in einem Be-
scheid zusammengefasst und für diese einen 
Gesamtwert festgestellt hatte. In der Erläute-
rung des Bescheides hatte das Bewertungsfi-
nanzamt ausgeführt, dass die Steuerbefrei-
ung für das Familienheim ggf. nur für das eine 
Flurstück zu gewähren sei, auf dem das Haus 
steht.  
So sah es auch das für die Erbschaftsteuer zu-
ständige Finanzamt. Es übernahm in den Erb-
schaftsteuerbescheid nicht den festgestellten 
Gesamtwert für die drei Flurstücke und ge-
währte hierfür die Steuerbefreiung, sondern 
rechnete stattdessen aus dem Gesamtwert 
den Wert des mit dem Einfamilienhaus be-
bauten Flurstücks heraus und gewährte nur in 
dieser Höhe die Steuerbefreiung. Der Kläger 
begehrte hingegen die Steuerbefreiung für 
alle drei Flurstücke. 
Das Niedersächsische Finanzgericht vertrat 
die Ansicht, dass das Erbschaftsteuerfinanz-
amt zu Recht nur das tatsächlich mit dem Fa-
milienheim bebaute Flurstück von der Steuer 
befreit hatte. Es bleibt abzuwarten, wie sich 
der Bundesfinanzhof zu dieser Frage positio-
niert. 

Hinweis 
Bei der Erbschaftsteuer erfolgt die Bewer-
tung von Grundbesitz durch das Finanzamt, 
in dessen Bezirk das entsprechende Grund-
stück liegt. Die so festgestellten Werte sind 
dann vom für die Erbschaftsteuer zuständi-
gen Finanzamt als „Grundlagenbescheide“ 
in den Erbschaftsteuerbescheid zu überneh-
men. Über die Steuerbefreiung für ein Fami-
lienheim wiederum entscheidet das für die 
Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt. 

Verfahrensrecht 

Keine Änderung nach § 173a AO bei feh-
lerhaftem Datenimport ins ELSTER-Portal 
Vertut man sich beim Import von steuerlichen 
Daten in das ELSTER-Portal, ist dies kein kor-
rigierbarer Schreibfehler aufgrund neuer Tat-
sachen im Sinne des § 173a Abgabenordnung 
(AO).  
Die Steuerpflichtigen erstellten ihre Einkom-
mensteuererklärung selbst, indem sie diese 
über das Portal "ELSTER Formular" der Finanz-
verwaltung übermittelten. Sie erklärten Ein-
künfte aus nichtselbstständiger Arbeit, Kapi-
talvermögen sowie Vermietung und Verpach-
tung. Das Finanzamt (FA) teilte nach Erhalt der 
Daten den Steuerpflichtigen mit, dass bei die-
sem gewählten Datentransfer (sog. kompri-
miertes Verfahren) zum übertragenen Daten-
satz noch die Papierausfertigung mit Unter-
schrift einzureichen sei. Dies wurde nachge-
holt, worauf das FA eine antragsgemäße Ver-
anlagung durchführte und die Einkommens-
teuer für das Streitjahr mit Bescheid vom 
23.10.2019 festsetzte. Am 25.10.2019 über-
mittelten die Steuerpflichtigen für dasselbe 
Streitjahr erneut eine Einkommensteuer- 
erklärung, nunmehr im sog. authentifizierten 
Verfahren ("MEIN ELSTER"). Dabei unterlief 
den Steuerpflichtigen ein Fehler im Daten-
transfer. Anstelle der für das Veranlagungs-
jahr maßgeblichen Erklärungsdaten, wurden 
irrtümlich die Daten des Vorjahres in das For-
mular eingespielt. Dem FA fiel der Irrtum der 
Kläger nicht auf. Es wertete die neuerliche Da-
tenübermittlung als berichtigte Einkommen-
steuererklärung für das Streitjahr aus und er-
ließ am 13.11.2019 einen geänderten Be-
scheid gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO mit 
entsprechenden Änderungshinweisen. Der 
Streit war vorprogrammiert, da die „neu“ fest-
gesetzte Einkommensteuer höher ausfiel. Im 
Mai 2020 beantragten die Steuerpflichtigen - 
jetzt Kläger - die Aufhebung des geänderten 
Einkommensteuerbescheids.  
Das FA lehnte den Antrag ab und verwies auf 
die inzwischen eingetretene Bestandskraft. 
Der Einspruch blieb ohne Erfolg. Das Finanz-
gericht wies die Klage ab. Der geänderte Ein-
kommensteuerbescheid könne mangels ein-
schlägiger Korrekturvorschriften nicht aufge-
hoben werden.  
Der Bundesfinanzhof stellte fest, dass die 
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Fehlerquelle - Export der falschen Steuerer-
klärungsdaten in das Portal "MEIN ELSTER" - 
durch die Kläger zu vertreten sei. Dieses Ver-
sehen sei mangels Offensichtlichkeit nicht 
nach § 129 AO zu werten. 

Hinweis 
Bei der eigenen Erstellung der Steuererklä-
rung mit Datentransfer über ELSTER ist 
höchste Vorsicht und Sorgfalt geboten. 

Sonstiges 

Berufsausbildungskosten absetzen? 
Erstausbildung 
Aufwendungen für die erstmalige Berufsaus-
bildung oder für ein Erststudium können le-
diglich bis zu einer Höhe von EUR 6.000,00 im 
Jahr (bei Zusammenveranlagung pro Ehe-
gatte bzw. Lebenspartner) als Sonderausga-
ben geltend gemacht werden. Solche Auf-
wendungen sind zum Beispiel Fahrtkosten 
zum Studienort oder zu Lerngemeinschaften 
sowie Lernmaterialien, Studiengebühren, Bü-
cher und Arbeitsmittel. Ein „unbeschränkter“ 
Werbungskostenabzug für eine erstmalige 
Ausbildung ist nach derzeitigem Recht nur bei 
Maßnahmen im Rahmen eines Ausbildungs-
dienstverhältnisses möglich. Bei  
Sonderausgaben gibt es – anders als bei Ver-
lusten aus vorweggenommenen 

Betriebsausgaben oder Werbungskosten – 
keinen Verlustvortrag/-rücktrag. Die Sonder-
ausgaben bleiben ohne steuerliche Auswir-
kungen, wenn die in Ausbildung befindliche 
Person keine nennenswerten positiven Ein-
künfte hat.  
Zweitausbildung 
Bei einer Zweitausbildung (zum Beispiel nach 
einer abgeschlossenen Berufsausbildung 
oder nach einem abgeschlossenen Bachelor-
studium) ist ein voller Werbungskostenabzug 
möglich. Die Ausbildungsausgaben wie z. B. 
Fahrtkosten, Fachliteratur, Lernmaterial, Se-
mestergebühren, Unterrichtsgebühren, Rei-
sekosten und ggf. Aufwendungen für dop-
pelte Haushaltsführung, sollten gesammelt 
und gegenüber dem Finanzamt erklärt wer-
den. Bei der Zweitausbildung besteht die 
Möglichkeit, dass die gesammelten vorweg-
genommenen Werbungskosten oder Be-
triebsausgaben bei Berufseintritt mit den 
dann erzielten Einkünften verrechnet werden. 
Für den vollen Werbungskostenabzug ist es 
daher entscheidend, ob bereits eine Erstaus-
bildung abgeschlossen wurde. Dies ist nicht 
immer ganz einfach zu beantworten. Im Jahr 
2023 hat der Bundesfinanzhof entschieden, 
dass eine langjährige Tätigkeit ohne abge-
schlossene (Berufs-)Ausbildung bzw. ein 
Praktikum nicht als geordnete Ausbildung an-
zusehen ist. (BFH-Urteil vom 15.02.2023, VI R 
22/21)  
Die Rechtslage stellt sich wie folgt dar: 

 
Zweitausbildung oder 
Zweitstudium 
Beispiel:            Studium 
nach abgeschlossener 
Lehre 
 

 
Ausbildungsdienst-ver-
hältnis 
 Beispiel: Ausbildungs-
vergütung oder Beam-
tenausbildung mit Ver-
gütung 

 
Erstausbildung nicht im 
Rahmen eines Ausbil-
dungsdienst-verhältnis-
ses 

 
Erststudium ohne vor-
herige Ausbildung nicht 
im Rahmen eines Aus-
bildungsdienst-verhält-
nisses 

Vorweggenommene Werbungskosten oder Be-
triebsausgaben, mit der Möglichkeit Verluste vor-
zutragen, welche dann bei  
Einkünfteerzielung steuerwirksam werden 

Beschränkter Sonderausgabenabzug ohne Verlust-
vortrags- und Rücktragsmöglichkeit 
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Übungsleiterfreibetrag und Ehrenamts-
pauschale  
Der Übungsleiterfreibetrag beträgt EUR 
3.000,00 und die Ehrenamtspauschale EUR 
840,00. 
Der Übungsleiterfreibetrag stellt Einnahmen 
für bestimmte übungsleitende, ausbildende, 
erzieherische, betreuende, künstlerische und 
pflegerische Tätigkeiten in begrenzter Höhe 
steuerfrei. 
An die Tätigkeit werden weitere Vorausset-
zungen geknüpft. Es muss eine nebenberufli-
che Tätigkeit vorliegen, im Dienst einer inlän-
dischen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts oder einer gemeinnützigen Körper-
schaft, mit dem Zweck, gemeinnützige, mild-
tätige oder kirchliche Zwecke zu fördern. 
Voraussetzung für die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme der Übungsleiterpauschale ist 
also, dass die Tätigkeit einem pädagogischen 
Zweck dient, sie gemeinnützig ist und nicht 
mehr als ein Drittel der Vollzeittätigkeit aus-
macht. Dabei muss keine Tätigkeit im steuer-
rechtlichen Sinne als Haupttätigkeit vorliegen. 
Die Übungsleiterpauschale kann auch von 
Rentnern, Studenten, Hausfrauen und Ar-
beitslosen in Anspruch genommen werden.  
Liegen die Voraussetzungen vor, so können 
pro Person und Jahr EUR 3.000,00 steuer- und 
sozialabgabenfrei hinzuverdient werden. Der 
diesen Freibetrag übersteigende Teil der ne-
benberuflichen Einnahmen muss versteuert 
werden. 
Mit der Ehrenamtspauschale haben Vereine 
die Möglichkeit, das Engagement ihrer Mitar-
beiter und Helfer zu honorieren. Es muss sich 
dabei jedoch ausschließlich um eine neben-
berufliche Tätigkeit im ideellen Bereich der 
Organisation handeln. 
Anders als beim Übungsleiterfreibetrag kann 
die Ehrenamtspauschale für jede ehrenamtli-
che Arbeit gewährt werden. Für die Vor-
standsarbeit muss dies aber durch eine Sat-
zungsregelung ausdrücklich festgelegt sein. 
Lediglich Amateursportler profitieren nicht 
vom Ehrenamtsfreibetrag.  
Die ehrenamtliche Tätigkeit muss bei einer 
gemeinnützigen, kirchlichen oder öffentlich-
rechtlichen Körperschaft ausgeübt werden. 
Als öffentlich-rechtliche Körperschaft gelten 

unter anderem Universitäten, Fachhochschu-
len, Schulen und Volkshochschulen. Eine ge-
meinnützige Körperschaft ist beispielsweise 
ein Sportverein, der Sportbund oder ein 
Sportverband. 
Die ehrenamtliche Tätigkeit muss im ideellen 
Bereich, also in der Vereinsarbeit oder in ei-
nem Zweckbetrieb erfolgen, d. h. der Förde-
rung eines gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zweckes dienen. Dazu zählt zum 
Beispiel die Arbeit in Alten- und Pflegehei-
men, im Tierschutz, in der Denkmalpflege, in 
der Jugendhilfe, in Religionsgemeinschaften 
oder Werkstätten für behinderte Menschen. 
Die Ehrenamtspauschale darf nur auf neben-
berufliche Tätigkeiten angewendet werden.  

Verhältnis Übungsleiterfreibetrag und Eh-
renamtspauschale 
Für dieselbe Tätigkeit darf neben der Übungs-
leiterpauschale nicht auch noch die Ehren-
amtspauschale beansprucht werden. 
Es dürfen beide Vergünstigungen in An-
spruch genommen werden, wenn es sich um 
unterschiedliche Tätigkeiten handelt, uner-
heblich ob diese im selben Verein oder in der-
selben Einrichtung ausgeübt werden.  
Auch geringfügig Beschäftigte, deren Ein-
kommen regelmäßig EUR 520,00 nicht über-
steigt, können zusätzlich die steuerfreie 
Übungsleiter- bzw. Ehrenamtspauschale be-
ziehen, ohne dass diese bei der sozialversi-
cherungsrechtlichen Beurteilung berücksich-
tigt wird. 

Gesetzlicher Mindestlohn 2024 
Der flächendeckende gesetzliche Mindest-
lohn ändert sich voraussichtlich ab Januar 
2024 auf EUR 12,41 je Zeitstunde und ab Ja-
nuar 2025 EUR 12,82. Aktuell liegt der Min-
destlohn noch bei EUR 12,00 je Zeitstunde. 
Davon abgesehen gibt es für viele Branchen 
für allgemein verbindlich erklärte Tarifver-
träge, in denen höhere Mindestlöhne festge-
setzt sind! 

Bewirtung von Arbeitnehmern 
Nicht steuerpflichtig sind sog. Arbeitsessen, 
deren Wert beim einzelnen Arbeitnehmer 
EUR 60,00 (einschließlich Umsatzsteuer) nicht 
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übersteigt. Ein Arbeitsessen in diesem Sinne 
liegt vor, wenn der Arbeitgeber den Mitarbei-
ter anlässlich oder während eines außerge-
wöhnlichen Arbeitseinsatzes im ganz über-
wiegenden betrieblichen Interesse Speisen 

 bis zu dieser Freigrenze unentgeltlich oder 
teilentgeltlich überlässt (H 19.6 Abs. 2 „Ar-
beitsessen“ LStH). 
Kurzübersicht: 

 Entgelt LSt SV 

Arbeitnehmerbewirtung pflichtig pflichtig 

Arbeitnehmerbewirtung bei außergewöhnlichen Ar-
beitseinsätzen bis EUR 60,00 frei frei 

Arbeitnehmerbewirtung bei Betriebsveranstaltungen bis 
EUR 150,00 (Stand 2023 noch EUR 110,00) frei frei 

Nachweisgesetz 2022 – neue Pflichten für den Ar-
beitgeber seit 1. August 2022 
Zur Umsetzung der EU-Richtlinie über transparente 
und vorhersehbare Arbeitsbedingungen (2019/1152) 
hat der Bundestag unter anderem eine Änderung des 
Nachweisgesetzes (NachwG) beschlossen, die zum 1. 
August 2022 in Kraft getreten ist. 
Aus dieser gesetzlichen Neuregelung ergeben sich für 
die Arbeitgeber weitreichende Folgen bei der Gestal-
tung von Arbeitsverträgen. Im Einzelfall kann dies zu 
einem erheblichen Mehraufwand führen. 
Das Nachweisgesetz verpflichtet Arbeitgeber, die we-
sentlichen Bedingungen eines Arbeitsvertrages aufzu-
zeichnen, die Niederschrift zu unterzeichnen und dem 
Arbeitnehmer auszuhändigen. 
Der Gesetzesentwurf sieht nun einen erweiterten Kata-
log von Nachweisen vor. Mit dieser erweiterten Nach-
weispflicht sollen Arbeitnehmer eine sichere und nach-
vollziehbare Auskunft zum Inhalt des Arbeitsvertrages 
erhalten. 
Da die nun zusätzlich zu benennenden Arbeitsbedin-
gungen im Einzelfall recht komplexe Vertragsregelun-
gen erfordern, besteht für Arbeitgeber mitunter ein er-
hebliches Risiko, auch weil Verstöße gegen die neuen 
Nachweispflichten mit Bußgeldern sanktioniert wer-
den können. 
Folgende Arbeitsbedingungen müssen künftig zusätz-
lich zu den bereits jetzt in § 2 NachwG genannten Ver-
tragsbedingungen aufgenommen werden: 
 

§ das Enddatum bei befristeten Arbeitsverhält-
nissen 

§ die Möglichkeit, dass die Mitarbeiter ihren je-
weiligen Arbeitsort frei wählen können, sofern 
vereinbart 

§ die Dauer der Probezeit, sofern vereinbart 
§ die Vergütung von Überstunden 
§ Zusammensetzung, Höhe und Fälligkeit des 

Arbeitsentgelts und die Form, in der das Ar-
beitsentgelt ausgezahlt wird 

§ die vereinbarten Ruhepausen und Ruhezeiten 
sowie Einzelheiten einer ggf. vereinbarten 
Schichtarbeit 

§ Einzelheiten zur Arbeit auf Abruf, falls diese 
vereinbart ist 

§ die Möglichkeit der Anordnung von Überstun-
den und deren Voraussetzungen 

§ ein etwaiger Anspruch auf vom Arbeitgeber 
bereitgestellte Fortbildung 

§ Identität des Versorgungsträgers der betrieb-
lichen Altersversorgung, falls eine solche ge-
währt wird 

§ ein Hinweis auf die anwendbaren Tarifver-
träge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen 

§ Verfahren bei Kündigung nebst Schriftformer-
fordernis und die Frist zur Erhebung einer Kün-
digungsschutzklage 
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PV-Anlagen und Umsatzsteuer 
Seit dem 01.01.2023 gilt ein Umsatzsteuersatz von 0% 
(Nullsteuersatz) für die Lieferung und Installation von 
bestimmten PV-Anlagen in Deutschland (§ 12 Abs. 3 
UStG). Unter diese Vorschrift fällt: 
die Lieferung von Solarmodulen, wesentliche Kompo-
nenten und Speicher an den Betreiber der PV-Anlage 
(auch innergemeinschaftlicher Erwerb oder Einfuhr), 
wenn sie im Zusammenhang mit der Privatwohnung, 
Wohnungen, öffentlichen Gebäuden stehen. 
die Installation der Anlagen und Speicher für diese be-
günstigten Anlagen. 
Die oben genannten Voraussetzungen gelten fiktiv als 
erfüllt, wenn die installierte Bruttoleistung der Anlage 
nicht mehr als 30 kWp beträgt und die Anlage in das 
Marktstammdatenregister (MaStR) eingetragen ist. 
Vom Nullsteuersatz werden auch die Lieferung und 
der Einbau von Speicher und Batterien begünstigt, 
wenn sie zur Speicherung von Solarstrom genutzt wer-
den sollen. Dies gilt auch dann, wenn diese losgelöst 
von einer PV-Anlage geliefert/installiert werden und 
alle weiteren Voraussetzungen erfüllt sind. Daneben 
sind auch weitere sog. wesentliche Komponenten von 
der Begünstigung erfasst. Dies sind insbesondere 
Wechselrichter, Dachhalterung, Energiemanagement-
System, Solarkabel, Einspeise-/Wieland-Steckdosen, 
Funk-Rundsteuerungsempfänger, Backup-Boxen, wei-
tere, der Notstromversorgung dienende Einrichtun-
gen. Nicht dagegen Verbrauchsmaterialien, wie 
Schrauben, Nägel, Kabel u. Ä. oder auch Wärmepum-
pen, Wallboxen o. Ä. 
Nebenleistungen, wie Kabelinstallation, Montage, An-
meldung in das MaStR, Bereitstellung von Software zur 
Steuerung/Überwachung der Anlage, Lieferung/An-
schluss des Wechselrichters/Zweirichtungszählers, Be-
reitstellung von Gerüsten, ggf. Erneuerung des Zähler-
schranks, Leistungen, die in einer Paketlösung enthal-
ten sind, werden vom Nullsteuersatz erfasst. 
Der Nullsteuersatz gilt nicht für Reparaturen und War-
tung der Anlage. 
Der Betreiber der PV-Anlage ist Unternehmer im Sinne 
der Umsatzsteuer, der für Stromlieferungen grund-
sätzlich zur Abführung von Umsatzsteuer verpflichtet 
ist. Die Option zur Kleinunternehmerregelung ist aller-
dings möglich, sofern die Voraussetzungen dafür er-
füllt sind. Er ist kein umsatzsteuerlicher Unternehmer, 
wenn der produzierte Strom zu 100 % für private Zwe-
cke verbraucht wird. 
Ist dies nicht der Fall oder die Option zur 

Kleinunternehmerregelung ist nicht möglich, wird der 
Strom mit Umsatzsteuer zum Regelsteuersatz von 19 
% an den Energieversorger geliefert. Wer vom Versor-
ger Umsatzsteuer erstattet bekommt, ist im Umkehr-
schluss KEIN Kleinunternehmer! 
Bei Bestandsanlagen (die vor dem 01.01.2023 ange-
schafft wurden) lohnt sich das Gespräch mit dem Steu-
erberater bzw. der Steuerberaterin, um zu prüfen, wie 
man am sinnvollsten vorgeht. Eine pauschale Aussage 
ist hier nicht möglich, da jeder Einzelfall verschieden 
ist und das gesamte umsatzsteuerliche Unternehmen 
in die Betrachtung einfließen muss. 
Wir raten in jedem neuen Erwerbsfall, das Gespräch 
VOR Erwerb mit dem Steuerberater zu führen! 
Die Erträge aus PV-Anlagen sind bereits seit 2022 nicht 
mehr ertragsteuerpflichtig. 

Das MoPeG tritt zum 01.01.2024 in Kraft 
Zum 01.01.2024 tritt das Gesetz zur Modernisierung 
des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) in Kraft. Eine 
der grundlegenden Neuerungen besteht darin, dass 
nunmehr über die bisherige Rechtsprechung hinaus 
schon gesetzlich zwischen rechtsfähiger und nicht-
rechtsfähiger GbR (dazu gehören auch ARGE, Bieter-
gemeinschaften etc.) zu unterscheiden ist.  
Die GbR kann selbstständig Rechte (inkl. Eigentums-
rechte) erwerben und Verbindlichkeiten eingehen (§ 
705 Abs. 2 BGB n. F), wenn dies im gemeinsamen Wil-
len der Gesellschafter liegt und handelt somit als ei-
genständiger Rechtsträger. Zum Nachweis der Rechts-
fähigkeit und der relevanten Rechtsverhältnisse (ins-
bes. Geschäftsführung und Vertretung wurde durch 
das MoPeG ein Gesellschaftsregister für GbRs beim 
Amtsgericht eingeführt. Zwar besteht hier keine gene-
relle Eintragungspflicht, es bestehen jedoch Anreize 
wie beispielsweise der Gutglaubensschutz bzgl. der 
Registereinträge.  
Zudem kann sich eine Verpflichtung aus anderen 
Gründen ergeben, denn eine Eintragung wird u. a. vo-
rausgesetzt, um in andere öffentliche Register einge-
tragen werden zu können. Hierzu zählen insbesondere 
die Eintragung als Eigentümerin ins Grundbuch oder 
als Gesellschafterin einer anderen Gesellschaft im je-
weiligen Register, wenn sie im Gesellschaftsregister 
eingetragen ist (Handelsregister, Partnerschaftsregis-
ter etc.). 
Bislang führte der Tod eines Gesellschafters dazu, dass 
die Gesellschaft aufgelöst wird, es sei denn, im Gesell-
schaftsvertrag ist etwas anderes vereinbart. Nunmehr 
ab 2024 folgt dem Tod eines Gesellschafters nicht 
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mehr automatisch die Auflösung der GbR. Stattdessen 
scheidet die verstorbene Person aus der Gesellschaft 
aus und die Erben werden abgefunden. Darüber hin-
aus können in die GbR eintretende Erben verlangen, 
die Stellung eines Kommanditisten zu erlangen. 
Viele weitere Details sind mit dem Inkrafttreten der Re-
gelungen des MoPeG verbunden, hierüber sollten Sie 
sich detailliert informieren, wenn Sie betroffen sind.  

Offenlegungspflicht bei Kapitalgesellschaften 

Mindestordnungsgeld 
Wer seine Jahresabschlussunterlagen nicht oder nicht 
fristgerecht offengelegt hat, muss grundsätzlich mit 
einem Ordnungsgeld von mindestens EUR 2.500,00 
rechnen. Maßgeblich ist das Datum der Einreichung – 
es besteht keine Möglichkeit der Fristverlängerung. 
Die Offenlegung muss binnen 12 Monaten nach dem 
Abschlussstichtag erfolgen. Der Höchstbetrag beträgt 
weiter EUR 25.000,00 (evtl. auch mehrfach, d. h., man 
kann sich hier nicht „freikaufen“). Das Verfahren setzt 
sich so lange fort, bis alle Unterlagen offengelegt sind 
oder die Unterlassung gerechtfertigt wird. Damit gibt 
es keine Höchstgrenze für die Ordnungsgelder insge-
samt. 
Die Mindestordnungsgelder wurden bei Kleinstkapi-
talgesellschaften nach MicroBilG auf EUR 500,00 und 
bei kleinen Kapitalgesellschaften auf EUR 1.000,00 her-
abgesetzt, wenn die Sechswochenfrist zwar nicht ein-
gehalten wird (also verspätet), jedoch die Offenlegung 
vor Tätigwerden des Bundesamtes für Justiz nachge-
holt wird. Ist das Ordnungsgeld bereits festgesetzt, 
dann kann keine Herabsetzung mehr erfolgen. 
Der Steuerberater wird in der Regel mit der elektroni-
schen Offenlegung beauftragt. Damit der Abschluss 
erstellt und offengelegt werden kann, müssen die vom 
Steuerberater angeforderten Unterlagen fristgerecht 
an diesen eingereicht werden. Erfolgt dies nicht recht-
zeitig, so kann der Steuerberater die gesetzlichen Fris-
ten eventuell nicht einhalten. Das Verschulden liegt 
dann beim Unternehmen. 

Meldepflichten zum Transparenzregister  
Am 01.08.2021 ist das sogenannte Transparenzregis-
ter- und Finanzinformationsgesetz zur Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in Kraft 
getreten. Das Gesetz regelt die Umwandlung des 
Transparenzregisters von einem Auffangregister, das 
zumeist auf andere Register wie das Handels-, Genos-
senschafts-, Vereins- oder Partnerschaftsregister 

verwies, in ein Vollregister, in das die wirtschaftlich Be-
rechtigten eingetragen werden. Für die Masse der Ge-
sellschaften besteht im Transparenzregister selbst 
noch kein strukturierter Datensatz in einem einheitli-
chen Datenformat. Um das Register auch international 
zu nutzen und um aufzudecken, welche natürlichen 
Personen hinter international verschachtelten Unter-
nehmensstrukturen stehen, sollen die europäischen 
Transparenzregister vernetzt werden.  
Die Meldepflicht entfiel bisher, wenn die notwendigen 
Angaben zu den wirtschaftlich Berechtigten aus ande-
ren elektronisch abrufbaren Registern ersichtlich sind. 
Diese Mitteilungsfunktion gilt zukünftig nicht mehr. 
Die Übermittlung der Angaben ist jetzt nach vorheri-
ger Registrierung elektronisch über die Internetseite 
des Transparenzregisters unter Verwendung des dort 
verfügbaren Formulars vorzunehmen. 
 
Einzutragen ist auch der wirtschaftlich Berechtigte (die 
natürliche Person, in deren Eigentum oder unter deren 
Kontrolle eine juristische Person, sonstige Gesellschaft 
oder eine Rechtsgestaltung letztlich steht). Wirtschaft-
lich berechtigte Person ist bei juristischen Personen 
jede natürliche Person, die unmittelbar oder mittelbar 
§ mehr als 25 % der Kapitalanteile hält, 
§ mehr als 25 % der Stimmrechte kontrolliert, 
§ auf vergleichbare Weise Kontrolle ausübt. 

Wir unterstützen unsere Mandanten gern dabei. Spre-
chen Sie uns daher bitte bei erstmaligen Sachverhalten 
oder Veränderungen gezielt auf eine konkrete Beauf-
tragung an. 
Verantwortlich ist für die Meldung immer der gesetzli-
che Vertreter des Unternehmens. 
Wenn Sie sich fragen, warum dies nicht innerhalb der 
bestehenden Register (Handelsregister, Vereinsregis-
ter, …) möglich ist, so wenden Sie sich bitte an Ihre zu-
ständigen Bundestagsabgeordneten... 

Sie arbeiten noch mit Papier? 
Wir hören damit auf!  
Buchhaltungsbelege in Papierform können bequem 
eingescannt werden und uns im Mandantenportal 
übergeben werden.  
Reichen Sie uns derzeit Ihre Unterlagen noch als Ord-
ner in Papierform ein, werden wir diese Belege scan-
nen, bis Sie umgestellt haben. 
Nur so können wir die Buchungssätze mit den Belegen 
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verknüpfen. Dies ermöglicht  
§ eine klare Zuordnung,  
§ eine bessere Kontrolle,  
§ eine Wiederauffindbarkeit der Belege (Be-

legarchivierung), 
§ eine Vollständigkeit der Nachweise,  
§ verminderten Aufwand im Rahmen von Be-

triebsprüfungen,  
§ Sicherheit für Betriebsprüfungen.  

Wenn Sie sich Ihre Buchhaltungsbelege von Ihren Lie-
feranten per Mail senden lassen, so können diese 
gleich so übernommen werden. 
Ihre Auswertungen bekommen Sie dann auch über das 
sichere Mandantenportal oder aber per ungesicherter 
Mail – ganz nach Wunsch. 
Wenn Sie die Vorteile elektronischer Buchhaltung 
noch umfangreicher nutzen wollen, dann empfehlen 
wir Ihnen das DATEV-Programm „Unternehmen On-
line“. Für rund 20 Euro netto im Monat können Sie dort 
nicht nur umfangreiche Auswertungen einsehen. Sie 
können auf Wunsch auch die einzelnen Buchungssätze 
anschauen und die damit verknüpften Belege wieder 
einsehen. Schluss mit der Ablage von Papier und dem 
Heraussuchen im Keller – einfach im Programm nach-
schauen. 
Über dieses Unternehmen Online können Sie mit ei-
nem Zusatzprogramm auch Rechnungen schreiben 
(sogar im Format der künftig zwingend relevanten E-
Rechnung!) und ihren Zahlungsverkehr mit Ihrer Bank 

organisieren! Das Programm kann aus den einge-
scannten Rechnungen sogar automatisiert Überwei-
sungsvorschläge entwerfen. 
Auch ein elektronisches, GoBD-konformes Kassenmo-
dul ist in Unternehmen Online kostenlos inkludiert.  
Aufgrund einer erhöhten Anfrage ist derzeit bei der 
Umstellung auf Unternehmen Online mit gewissen 
Vorlaufzeiten zu rechnen. Wir bitten um Verständnis. 
Wichtig ist in jedem Fall ein Scanner mit automati-
schem Einzug.  
Nutzen Sie diese Möglichkeiten. Sprechen Sie mit uns 
über passende Lösungen für Ihr Business. 

Gesetzgebung 

Ermäßigte Umsatzsteuer in der Gastronomie  
endet zum 31.12.2023  
Der bis Jahresende ermäßigte Steuersatz von 7 % in 
der Gastronomie auf Essen im Restaurant wird nicht 
verlängert. Der Steuersatz liegt nach dem Jahreswech-
sel wieder bei 19 %. Darauf verständigte sich nach In-
formationen der Deutschen Presse-Agentur die Am-
pel-Koalition.  

Hinweisgeberschutz 
Hinweis auf Hinweisgeberschutzgesetz - für alle Unter-
nehmen mit mindestens 50 AN (Köpfe inkl. Auszubil-
dende) Ordnungsgelder ab 17.12.2023 
 

 

Wir wünschen Ihnen ein gesegnetes und friedvolles Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins neue 
Jahr 2024! 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Dezember 2023/Januar 2024
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 

11.12.20231 10.01.20242 

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 

11.12.2023 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.12.2023 entfällt 

Umsatzsteuer 11.12.20233 10.01.20244 

Ende der Schonfrist obi-
ger Steuerarten bei 
Zahlung durch: 

Überweisung5 14.12.2023 15.01.2024 

Scheck6 11.12.2023 10.01.2024 

Sozialversicherung7 27.12.2023 29.01.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseig-

ner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das vorange-

gangene Kalenderjahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 21.12.2023/25.01.2024, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
 
 


